- Öefeß- Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Einfügung der Kreisſynoden Stolberg Wernigerode, Stolberg 
und Roßla in den Synodalverband der Provinz Sachſen, S. 2. 


N (Nr. 8248.) Verordnung wegen Einberufung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie. 
TER Vom 5. Januar 1875. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen u. 
verordnen, in Gemäßheit des Artikels 51. der Verfaſſungs-Urkunde vom 
31. Januar 1850., auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


Die beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, das Herrenhaus und 
das Haus der en werden auf den 16. d. Mts. in Unfere Haupt 
und Reſidenzſtadt Berlin zuſammenberufen. 


Das Staatsminiſterium wird mit der Ausführung dieſer Verordnung 
beauftragt. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Infiegel. ö 


Gegeben Berlin, den 5. Januar 1875. 


(L. S.) Wilhelm. 


ö Fürſt v. Bismarck. Camphauſen. Gr. zu Eulenburg. 

1 Leonhardt. Falk. v. Kameke. Achenbach. 
Friedenthal. 
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Ausgegeben zu Berlin den 8. Januar 1875. 


Juhalt: Verordnung wegen Einberufung der beiden Häuſer des Landtages der Monarchie, S. 1. — | 
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(Nr. 8249.) Allerhöchſter Erlaß vom 30. Dezember 1874., betreffend die Einfügung der 
f Kreisſynoden Stolberg-Wernigerode, Stolberg und Roßla in den Synodal⸗ 
verband der Provinz Sachſen. 


As dem Mir erſtatteten Bericht über die Ausführung des F. 59. f dee 
der Kirchengemeinde- und Synodalordnung vom 10. September v. J. habe Ich 
mit Befriedigung erſehen, daß die regierenden Grafen zu Stolberg-Wernigerode, 
Stolberg und Roßla Sich bereit erklärt haben, für die Pfarrſtellen in den 
Stolbergiſchen Grafſchaften, welche bisher der freien kirchenregimentlichen Beſetzung 
unterlegen haben, dieſelbe alternirende Mitwirkung der Gemeinden bei der Be- 
agu eintreten zu laſſen, welche in F. 32. Nr. 2. der gedachten Ordnung für 
ie der freien Beſetzung durch Meine landesherrlichen Kirchenbehörden unter- 
liegenden Pfarrſtellen vorgeſchrieben iſt. Zur Ausführung des F. 59. Schluß⸗ 
abſatz a. a. O. verordne Ich hienächſt was folgt: 


K. 1. 


Die drei Kreisſynoden der Grafſchaften Stolberg⸗Wernigerode, Stolberg 
und Roßla treten vom 1. Januar 1875. ab als ſelbſtſtändige, gemäß Abſchnitt II. 
der Kirchengemeinde- und Synodalordnung organiſirte Kreisſynoden in den 
Verband der Provinzialſynode der Provinz Sachſen ein. Demzufolge erſtreckt 
ſich der Wirkungskreis der Sächſiſchen Provinzialſynode und die auf die letztere 
bezügliche Amtswirkſamkeit des Sächſiſchen Provinzialkonſiſtoriums auch auf die 
genannten drei Stolbergſchen Grafſchaften. Die Beſchlüſſe der Provinzialſynode 
treten hier ebenfalls in Kraft, ſobald fie die Betätigung der Kirchen regierung 
erhalten haben. 


§. 2. 


Die drei Stolbergſchen Kreisſynoden bilden zuſammen einen Wahlkreis, 
welcher drei Abgeordnete zur Provinzialſynode entſendet. Die Wahl derſelben 
erfolgt in der Weiſe, daß jede der drei Kreisſynoden für ſich je einen Ab⸗ 
geordneten, ſowie den Stellvertreter deſſelben wählt, und zwar die eine Synode 
einen Abgeordneten aus den angeſehenen, kirchlich erfahrenen und verdienten 
Männern des Provinzialbezirks ($. 62. Kirchengemeinde- und Synodalordnung), 
die zweite einen geiſtlichen, die dritte einen nichtgeiſtlichen Abgeordneten gemäß 
F. 61. daſelbſt. Unter den drei Kreisſynoden findet hierin bei jeder neuen 
Synodalperiode ein Wechſel ſtatt; für das erſte Mal iſt 1) der freigewählte 
Abgeordnete im Sinne des F. 62. a. a. O. von der Kreisſynode Wernigerode, 
2) = geiftliche Abgeordnete nach $. 61. daſelbſt von der Kreisſynode . 
3) der weltliche Abgeordnete nach F. 61. daſelbſt von der Kreisſynode Roßla 
zu wählen, bei jeder nachfolgenden Wahl tritt nach der eben angegebenen Reihen⸗ 
folge die bis dahin in der erſten Wahlkategorie befindlich geweſene Kreisſynode 
in die dritte, die beiden anderen Kreisſynoden rücken um eine Stelle in der 
Reihenfolge vor. 5 3 


. 3. 


Die in $. 60. der Kirchengemeinde- und Synodalordnung den Mitgliedern 
des Provinzialkonſiſtoriums gewährte Befugniß, mit berathender Stimme an den 


Verhandlungen der Provinzialſynode Theil zu nehmen, ſteht auch je einem De⸗ 
putirten der drei Gräflich Stolbergſchen Konſiſtorien zu. 


§. 4. 


Gegenüber den Kreisſynoden der Stolbergſchen Grafſchaften nehmen die 
betreffenden Gräflichen Konſiſtorien die in den $$. 51. 53. 55. und 56. erwähnten 
Befugniſſe des Konſiſtoriums wahr. Jedoch haben dieſelben ſolche Anordnungen, 
welche das Sächſiſche Provinzialkonſiſtorium in Betreff aller Kreisſynoden der 
Provinz erläßt, auch in Betreff der ihnen unterſtellten Kreisſynode zur Aus⸗ 
führung zu bringen. Findet der Evangeliſche Ober⸗Kirchenrath es unter be⸗ 
ſonderen Berhältniffen für erforderlich, außerordentliche Kommiffarien zu den 
Verſammlungen einer Stolbergſchen Kreisſynode abzuordnen, ſo haben ſolche 
dort diejenigen Befugniſſe, welche nach der Regel des F. 56. a. a. O. einem 
Kommiſſarius des Konſiſtoriums auf der Kreisſynode zuſtehen. 


$. 5. 


Die dem Konſiſtorium zuſtehende Entſcheidung ſowohl in der Rekursinſtanz 
über die Entlaſſung von Aelteſten ($. 44. Kirchengemeinde-Ordnung) als auch in 
erſter Inſtanz über Einwendungen der Gemeinde gegen die Chr eines zum 
Pfarramt Deſignirten ($. 55. Nr. 10. daſelbſt), ferner die Entſcheidungen, durch 
welche wegen Mangels an Uebereinſtimmung mit dem Bekenntniſſe der Kirche 
die Berufung eines ſonſt Anſtellungsfähigen zu einem geiſtlichen Amt für unzu⸗ 
läſſig erkärt wird, und endlich die Veſchlußfaſſungen in ſolchen Fällen, in welchen 
gegen einen Geiſtlichen wegen Irrlehre die Unterſuchung eingeleitet werden ſoll, 
a auch für die Stolbergſchen Grafſchaften auf das Sächſiſche Provinzial⸗ 
onſiſtorium über. An der EN nimmt jedoch in folchen aus den 
Stolbergſchen Grafſchaften ſtammenden ngelegenheiten außer den Mitglie⸗ 
dern des Vorſtandes der Provinzialſynode auch ein Mitglied des Konſiſtoriums 
der betreffenden Grafſchaft mit vollem Stimmrechte Theil und es iſt dieſer Theil- 
nahme in der Ausfertigung des Beſchluſſes Erwähnung zu thun. Die regierenden 
Grafen werden jedesmal für den Zeitraum von fünf Jahren im Voraus das⸗ 
jenige Mitglied ihres Konſiſtoriums bezeichnen, welches in erſter Stelle, und 
dasjenige, welches bei Behinderung des erſteren an der Be chlußfaſſung des 
Provinzialkonſiſtoriums Theil nimmt. Die Vorbereitung der Entſcheidung liegt 
dem betreffenden Gräflich Stolbergſchen Konſiſtorium ob, welches den Requiſitionen 
des Provinzialkonſiſtoriums in dieſen Angelegenheiten Folge zu leiſten hat. 


f $. 6. 
Die bisher dem Gräflich Stolberg⸗Stolberg und Stolberg⸗Roßlaſchen 
Geſammtkonſiſtorium unterſtehenden Parochieen Oſtramondra und a 
(Nr. 8249.) reis 


ga achdem die 3 egiere 
biezu ertheilt iſt, zum 1. Januar k. J. ieſe ſto nde aus un 
treten unter die Jurisdiktion des Provinzialtoniiftoriums, 2 vu in den Der) 
der örtlichen Kreisſynode. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz⸗ Sana zur Sfntüchen. 
Kenntniß zu bringen. N 


Berlin, den 30. Dezember 1874. a 


| Wilhelm. 
| ee Falt. 


An den Minister der geiſtlichen, Unterrichts: und Medizinal- 
e und 1 Evangeliſchen Ober⸗ ⸗Kirchenrath. 


Redigirt im Büreau des Sta Staats» „Miniſteriums. 


Berlin gedruckt in der K Töniglichen Get Gebeimen Ober» Sofbuchbruderei 
(N. v. Decker). ; 


